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Abstract  

In den letzten Jahrzehnten nahm die Verwendung ökonomischer Instrumente und 
Herangehensweisen in der Umweltpolitik stark zu. Dabei ist eine große Vielfalt 
unterschiedlicher Ansätze entstanden, die dem Schutz von Umweltgütern wie Klima, 
Wasser oder Biodiversität dienen sollen. Diese von politischen Entscheidungsträgern 
bewusst eingesetzte Ökonomisierung kann als Hilfe bei der Argumentation 
(Argumentationsdimension) für den Umweltschutz sowie als Mechanismus zur 
effizienteren Umsetzung politischer Ziele (Instrumentendimension) eingesetzt 
werden.  
Die EG-Wasserrahmenrichtlinie folgt dem Muster der Instrumentendimension und 
enthält eine Reihe von ökonomischen Anforderungen, deren Eingang in den 
Richtlinientext durchaus keine Selbstverständlichkeit war. Vor Beginn der 
Umsetzung erfolgte ein komplexer Klärungsprozess über die Auslegung und beste 
Anwendbarkeit der Bestimmungen. Bei der Umsetzung in Deutschland seit 2000 
treten einige Probleme auf, deren Gründe sich in drei Kategorien einordnen lassen: 1. 
Empirische Kategorie, 2. Textkategorie, 3. Institutionelle Kategorie. Dabei ist 
weniger die wissenschaftlich-ideale Komponente problematisch, sondern die 
Übertragung der Modelle in den Text der Richtlinie und die Transformation in die 
deutsche Umsetzung. Der Wortlaut der Richtlinie weist Unklarheiten auf, deren 
Auflösung auch Ökonomen Schwierigkeiten bereitet. In Deutschland behindern 
zudem institutionelle Faktoren (z.B. das föderale System und die 
Verwaltungstradition) die Umsetzung.  
Globale Öffentliche Güter erweitern die wirtschaftswissenschaftliche Theorie der 
Öffentlichen Güter. Neben wissenschaftsinternen Diskussionen sind damit 
Implikationen für die politische Praxis verbunden. Es stellt internationale 
Kooperation auf eine neue Grundlage, statt Entwicklungshilfe ergäbe sich eine 
wechselseitige Entwicklungszusammenarbeit. Deshalb schlug dem Konzept neben 
weltweitem Interesse zugleich Ablehnung durch politische und wissenschaftliche 
Akteure entgegen. Mit der vorgeschlagenen Betrachtungsweise können 
Blockierungen in Politikfeldern wie der Biodiversität besser erkannt und überwunden 
werden.  
Ökonomisierung wird zu einem geeigneten Instrument, wenn sie richtig angewendet 
wird. Dazu gehört, dass ihr Wirkungsbereich klar abgesteckt sein muss und ein 
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stetiger Überprüfungsprozess stattfindet. Ökonomisierung als undifferenziertes 
Prinzip kann zur Gefahr für die Ziele werden, die sie eigentlich unterstützen sollte. 
Die Akteure, welche die Verantwortung für die Durchführung der ökonomisierten 
Politik tragen, sollten die Stärken und die Schwächen des Ökonomisierungsprinzips 
kennen. 
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A.  Einführung 

1. Die Ökonomisierung der Umweltpolitik – eine Hinführung zum 

Thema 
Umweltzerstörung, Klimawandel und die Endlichkeit der natürlichen Ressourcen 
bestimmen seit Jahren die politische Agenda auf allen Ebenen. Es gibt in Deutschland 
wohl kaum jemanden, der nicht schon vom „ökologischen Fußabdruck“ oder „CO2-
Bilanzen“ gehört hätte. Aber zwischen solchen in gesellschaftlicher Hinsicht 
einflussreichen Messgrößen und tatsächlich wirksamen politischen Entschlüssen 
liegen Welten, und so mündet ein vieldiskutiertes Thema nicht zwangsläufig auch in 
bindenden Normen. Ob, und wie es dazu kommt, beschäftigt die Politikwissenschaft 
seit jeher ebenso wie die Frage, ob das Ergebnis auch hält, was es verspricht. 
Umwelt und Wirtschaft stellen neben dem Sozialen zwei der Säulen des 
Nachhaltigkeitskonzepts. Ihre Vereinbarkeit ist ein Grundpfeiler der nachhaltigen 
Entwicklung. Doch die Vereinbarung beider Seiten läuft nicht ohne Zielkonflikte ab. 
Diese zu regeln und ausgewogen zu gestalten, ist Sache der Politik. Ein Ansatz zur 
Verwirklichung dieses Ziels ist die Ökonomisierung der Umweltpolitik. Die 
Umweltökonomik geht davon aus, dass es beim Schutz der natürlichen Umwelt zu 
einem Marktversagen kommt und die Selbstregelungskräfte des Marktes hier nicht 
greifen, weil es sich um ein Öffentliches Gut handelt. Deshalb erhält die Umwelt 
sozusagen künstlich einen Platz im Marktgefüge und einen ökonomischen Wert, 
damit sie gleichberechtigter neben den privaten Gütern steht. 
Ökonomisierung muss nicht erst auf ihre Vereinbarkeit mit der politischen Praxis 
geprüft werden, weil sie bereits in verschiedenen Bereichen der Umweltpolitik 
realisiert wurde. Es geht also vielmehr darum zu kontrollieren, auf welche Art dies 
geschehen ist und vor allem, wie hilfreich sie für die Erreichung des jeweiligen 
umweltpolitischen Ziels ist. 
Die übergeordnete Frage dieser Studie lautet somit, ob die Ökonomisierung – in ihren 
verschiedenen Ausformungen – einen geeigneten Weg zur Lösung der aktuellen 
Umweltprobleme darstellt. 
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2. Die Geschichte der internationalen Umweltpolitik 
Bei der Umweltpolitik handelt es sich um ein noch junges Politikfeld. 1972 fand die 
erste Umweltkonferenz der UN in Stockholm statt. In der Folge wurden verschiedene 
internationale Umweltabkommen getroffen, so 1973 das „Übereinkommen über den 
internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen“ 
(Washingtoner Artenschutzabkommen, englisch CITES) oder 1987 das Montreal-
Protokoll, das zum Schutz der schwindenden Ozonschicht verabschiedet wurde. 
Inzwischen gibt es über 200 bedeutsame Vertragssysteme im Bereich der 
internationalen Umweltpolitik.1 Nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl 1986 
erfolgte ein weiterer Auftrieb der Umweltpolitik. In Deutschland wurde als Antwort 
darauf das Bundesumweltministerium geschaffen.  
Weitere wichtige Impulse setzte der Brundtland-Report von 1987, der das Schlagwort 
„nachhaltige Entwicklung“ prägte. In den 90ern wurde dieser Begriff zum Slogan 
einer ganzen Umweltgeneration.2 1992 wurde schließlich mit der „United Nations 
Conference on Environment and Development“ (UNCED) in Rio de Janeiro das 
große Jahr der internationalen Umweltpolitik. Rio steht vor allem für die drei großen 
Umweltkonventionen: die “United Nations Convention on Biological Diversity 
(CBD)”, die “United Nations Convention to Combat Desertification (UNCCD)” und 
die „United Nations Framework Convention on Climate Change (UNFCCC)“. Die 
Klimarahmenkonvention wurde 1997  durch das Kyoto-Protokoll ergänzt (2005 in 
Kraft getreten), das erstmals die Mitgliedstaaten verpflichtete, ihre CO2-Emissionen 
zu reduzieren, und mit dem Emissionshandel auch ein neues Instrument einführte. 
Unter dem Dach der CBD wurden im Jahr 2000  das Cartagena-Protokoll (2003 in 
Kraft getreten) zur biologischen Sicherheit und 2010 das Nagoya-Protokoll (noch 
nicht in Kraft getreten) zur Erreichung eines gerechten Vorteilsausgleichs bei der 
Nutzung genetischer Ressourcen etabliert. 
Die 90er Jahre waren damit für den Umweltschutz das, was man ein Window of 
Opportunity, ein Gelegenheitsfenster, nennt. Der tiefgreifende gesellschaftliche 
Wandel zu mehr Umweltbewusstsein ist eine direkte Folge dieser Prozesse. Die 
heutige Umweltpolitik zehrt in gewisser Weise noch von den großen Reformschritten 
der Vergangenheit, denn mit dem Anbruch des neuen Jahrtausends veränderte sich 

                                                 
1  Oberthür (2004); S.119 
2  Carbone (2007); S.185 
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das weltpolitische Gefüge. Schwellenländer wie China gelangten mit zunehmender 
wirtschaftlicher Stärke zu mehr Bedeutung und wollten sich durch Umweltschutz 
nicht in ihrem Wachstum bremsen lassen, und die USA hatten nach dem 11. 
September 2001 andere Prioritäten als den Schutz der natürlichen Ressourcen. Eine 
nicht zu vernachlässigende Blockadehaltung hatten die Vereinigten Staaten aber auch 
schon zuvor eingenommen und weder die CBD, noch das Kyoto-Protokoll ratifiziert. 
Verändert hat sich jedoch auch die Haltung der Europäischen Union, die vormals 
gerne als Vorreiter der Umweltpolitik auftrat. Dabei spielte Deutschland 
jahrzehntelang eine herausgehobene Rolle. Mit der Einrichtung des 
Umweltministeriums 1986 und dem ein Jahr später eingesetzten Umweltminister 
Klaus Töpfer erlangte Deutschland einen Ruf als Pionier der Umweltpolitik, vom 
dem es heute noch profitiert.3 Mit ein paar Abstrichen blieb die Zuschreibung als 
internationaler Vorreiter lange eine der Leitlinien deutscher Umweltpolitik. Nach 
dem Regierungswechsel 2009 führte die schwarz-gelbe Koalition zwar die 
Energiewende als innenpolitisches Projekt weiter, zeigte außenpolitisch jedoch wenig 
Ehrgeiz, die europäische und internationale Umweltpolitik voranzubringen. 
Daher ist es auch nicht weiter verwunderlich, dass sämtliche Umweltgipfel der 
vergangenen Jahre – bis auf ein paar wenige Ausnahmen, bei denen längerfristige 
Verhandlungen zum Tragen kamen, wie beim Nagoya-Protokoll der CBD – nicht 
über den Status Quo hinauskamen und damit mehr oder weniger scheiterten. Bei der 
letzten Klimakonferenz in Warschau im November 2013 verständigte man sich als 
Kompromiss auf einen weiteren Fahrplan, die strittigen Punkte sind dagegen noch 
lange nicht geklärt. In der internationalen Umweltpolitik bedürfte es in allen 
Bereichen wichtiger Weichenstellungen wie die Neuausrichtung des Klimaschutzes, 
die bislang jedoch nicht erfolgt sind. 

3. Anlass der Studie 
Ökonomisierung ist ein Begriff, der polarisiert, ebenso wie die wissenschaftlichen 
Konzepte, auf denen er aufbaut (z.B. das Primat der Effizienz oder die Abstraktion 
der Wirklichkeit durch Modelle). Ökonomisierung kann den Umweltschutz um 
Effizienz und Flexibilität bereichern, aber sie kann, falsch angewendet, den 
Umweltschutz auch gefährden, wenn allein auf ökonomischen Berechnungen 

                                                 
3  Böcher und Töller (2012); S. 26-38 


